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Nebenabsprachen: 
Staatsministerium 
hält sich bedeckt 

Wohin führt der Weg?
Grün-schwarze Sparüberlegungen:



Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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langsam fasst die Landes-
regierung Tritt. Zu lange 
hat die Auseinanderset-
zung mit der AfD-Fraktion 
das politische Tagesge-
schehen bestimmt. Ich 
möchte hier das Handeln 
der Parteien nicht bewer-
ten, weder der „Altpartei-
en“ noch der AfD. Zu den-
ken gibt mir nur die Tatsa-
che, dass trotz der offen-
kundigen Querelen und 
des Manövrierens die Zu-
stimmung zur AfD im 
Land in Meinungsumfra-
gen ungebrochen hoch ist. 
Offensichtlich ist unsere 
Gesellschaft im Umbruch. 
Nicht begründete Positio-
nen und nicht der daraus 
entspringende kritische 
Dialog sind mehr die Basis 
von Haltungen und Ent-
scheidungen. Im Gegen-
teil, nicht belegte Behaup-
tungen und emotionale 
Stimmungsmache werden 
akzeptiert und als Wahr-
heiten angenommen. Dies 
zeigt in erschreckender 
Weise der Präsident-
schaftswahlkampf in den 
USA.

Doch zurück in unser 
Land. Erste Auseinander-
setzungen zum Haushalt 
2017 werden öffentlich. 
So sparen die Ministerien 
zu wenig und haben un-
gebremste Ausgabenwün-
sche. Von Gesprächen der 
Landesregierung mit den 
Kommunen wird berich-
tet. Sollten doch die Kom-
munen und die Beamten 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,



Editorial

über 430 Millionen an Einsparun-
gen erbringen. Immer wieder wur-
de von Journalisten beim BBW 
nachgefragt, wie denn das Sparen 
bei den Beamten aussehen werde. 
Geantwortet haben wir mit dem 
Hinweis auf noch ausstehende, 
vor der Sommerpause zugesagte 
Gespräche mit dem BBW. Diese 
sind noch nicht terminiert, ge-
schweige denn erfolgt …

Der BBW hat seine Kooperations-
bereitschaft mehrfach signalisiert, 
so auch in Fachfragen, die vom In-
nenminister an uns herangetragen 
wurden. Der Ministerpräsident, 
die Finanzministerin und der In-
nenminister haben den Dialog zu-
gesagt. Erfolgt ist bislang noch 
nichts. Man mag argumentieren, 
es sei noch nichts zu entscheiden, 
da die Übernahme des Tarifergeb-
nisses erst im nächsten Frühjahr 
anstehe. Ich gebe zu bedenken, 
dass vertrauensvolle Kooperation 
und Gespräche die unabdingbare 
Voraussetzung für angestrebte 
einvernehmliche Entscheidungen 
im Feld der Einkommensrunde 
sind. Darüber hinaus steht die Ent-
scheidung zur Rücknahme der ab-
gesenkten Eingangsbesoldung 
noch aus. 2022 kann nicht die Lö-
sung sein, hier wird eine neu ge-
wählte Landesregierung im Amt 
sein.

Noch müssen wir uns ein Bild aus 
Informationssplittern machen: So 
führte Staatsminister Murawski 
beim VdV-Vertretertag aus, dass 
eine „konsequente Deckelung bei 
der Übernahme des Tarifergebnis-
ses auf die Beamten nicht mach-
bar“ sei, Tageszeitungen war ein 
deutlich reduziertes Sparvolumen 

zu entnehmen, welches die Beam-
tenschaft erbringen müsse. …

Hier ist Transparenz und Klarheit 
angesagt, unter Einbezug des 
BBW: Herr Ministerpräsident, Sie 
wollten den Dialog mit der Beam-
tenschaft aufnehmen! 

Ich bin überzeugt, die aktuelle 
Haushaltslage und -planung erfor-
dern keine weiteren, gravierenden 
Beamtensonderopfer.

Der öffentliche Dienst, Tarifbe-
schäftigte und Beamte, sind wei-
terhin in höchstem Maße gefor-
dert. Nicht nur im Umgang mit 
den Flüchtlingen bei Aufnahme 
und Integration. Nein, auch insbe-
sondere angesichts der Bedrohun-
gen durch irregeleitete, ideolo-
gisch und religiös verblendete jun-
ge Menschen und angesichts einer 
Gesellschaft, in der der Staat und 
seine Institutionen bis in die Schu-
len hinein Recht und Gesetz wie 
auch Stabilität, Fürsorge und Bil-
dung für alle garantieren müssen. 
Dessen sollten sich Regierungen 
bewusst sein, auch in Baden-
Württemberg.

Mit kollegialen Grüßen 

Ihr Volker Stich    
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SPD und FDP verlangen Offenlegung der grün-schwarzen Nebenabsprachen

Staatsministerium hält sich bedeckt und 
bügelt Forderung der Parlamentarier ab 
Das Geheimpapier der grün-schwarzen Landesregierung zu Sparmaßnah-
men des Landes hat der Regierung Kretschmann in den zurückliegenden 
Wochen herbe Kritik in den Medien beschert und die Oppositionsfrakti-
onen von SPD und FDP auf den Plan gerufen. Mittels parlamentarischen 
Anträgen haben die Fraktionen Aufklärung und Offenlegung des Geheim-
papiers gefordert. FDP-Fraktionschef Rülke droht gar mit einem Untersu-
chungsausschuss. Doch beim Staatsministerium hält man sich weiterhin 
bedeckt.
Abgesehen von der Botschaft, 
dass es keine weiteren als die 
inzwischen bekannt geworde-
nen Nebenabsprachen gebe, 
enthielten die Stellungnahmen 
des Staatsministeriums nichts 
Neues.

Begründet haben die Fraktions-
vorsitzenden von SPD und FDP, 
die sich für die parlamentari-
schen Anträge vom 22. August 
2016 (FDP) und 23. August 2016 
(SPD) verantwortlich zeichnen, 
die Initiativen ihrer Fraktionen 
mit dem Bekanntwerden wei-
terer Nebenabsprachen in der 
zweiten Augusthälfte. Nach-
dem bereits Mitte Juli 2016 ein 
erstes Papier mit geheimen Ne-
benabreden zu 43 Projekten 
der Landesregierung aufge-
taucht war, geht es bei dem 
zweiten Papier unter anderem 
um Einschnitte bei den Kom-
munen in Höhe von 300 Millio-
nen Euro jährlich, Einsparungen 
beim Personal durch den Abbau 
von 5 000 Stellen, Eingriffe in 
die Besoldung der Beamtinnen 
und Beamten sowie eine Erhö-
hung der Grunderwerbssteuer 
um 1,5 Prozentpunkte. 

Was FDP-Fraktionschef Rülke 
von den grün-schwarzen Ma-
chenschaften hält, darüber 
gibt die Begründung der FDP-
Initiative beredt Auskunft. Mit 
deutlichen Worten prangert er 
das Vorgehen der grün-schwar-
zen Koalition an: Nachdem in 
der ersten bekannt geworde-

nen und dann veröffentlichten 
Nebenabrede die Ausgabensei-
te vorfestgelegt wurde, sei of-
fensichtlich in der nun teilwei-
se öffentlich gewordenen Ne-
benabrede die Einnahmeseite 
der zukünftigen Landeshaus-
halte bis 2020 weitgehend vor-
festgelegt worden. Es liege in 
der Natur der Sache, dass das 
Parlament ein ureigenes Inter-
esse habe, genau über diese 
geheimen Grundlagen der zu-
künftigen Parlamentsarbeit in-
formiert zu werden. Den „ge-
betsmühlenartigen Hinweis 
der Landesregierung auf das 

Haushaltsrecht als Königsrecht 
des Parlaments sowie den ge-
ringen Bindungscharakter der 
Vereinbarungen“, lässt Rülke 
nicht gelten. Dieser Hinweis 
gehe an der Parlamentswirk-
lichkeit vorbei. Die grün-
schwarzen Absprachen würden 
die Finanzministerin nämlich 
bei der Aufstellung des Haus-
haltsentwurfs binden und sei-
en damit eine entscheidende 
Weichenstellung für den Kurs 
der zukünftigen Landeshaus-
halte. Insofern sei eine Herstel-
lung der Parlamentsöffentlich-
keit ein absolut notwendiger 

Schritt. Falls dies nicht gesche-
he, behalte sich die FDP/DVP-
Fraktion eine Initiative zur Ein-
setzung eines Untersuchungs-
ausschusses vor. Im Übrigen 
hätten die gesellschaftlichen 
Gruppen, die von Einsparungen 
betroffen sind, ein verständli-
ches Interesse an einer klaren 
und offenen Kommunikation 
der Pläne der Landesregierung, 
um abschätzen zu können, 
welchen Stellenwert sie im 
grün-schwarzen Spiel zwischen 
„Ausgaben-Wünsch-Dir-Was 
und Schwarzer-Peter-bei-der-
Gegenfinanzierung“ besitzen.

Vor dem Hintergrund all der 
bekannt gewordenen Abspra-
chen und Sparpläne haben bei-
de Fraktionen die Landesregie-
rung mit unbequemen Fragen 
konfrontiert. Acht solche Fra-
gen enthält der Antrag der SPD, 
zudem die Aufforderung, „dem 
Landtag das Papier zur Ver-
ständigung auf Sparmaßnah-
men, das von Ministerpräsi-
dent Kretschmann und dem 
stellvertretenden Ministerprä-
sidenten Strobl unterzeichnet 
wurde, sowie das Papier mit 
Personalvorschlägen, etwa zur 
Besetzung von Gremien und 
weitere Papiere mit Geheimab-
sprachen vorzulegen“. Zehn 
Fragen samt Forderung nach 
Offenlegung der Geheimab-
sprachen stellte die FDP. Wis-
sen wollten die Fraktionen bei-
spielsweise, „welche Mitglieder 
der Landesregierung seit wann 
Kenntnis von dem grün-
schwarzen Geheimpapier und 
seinem konkreten Inhalt hat-
ten“, oder „auf welche konkre-
ten Sparmaßnahmen sich die 
Koalitionäre verständigt ha-
ben, unter Nennung der einzel-
nen Sparmaßnahmen und der 
dazugehörigen Einsparsum-
men beziehungsweise Stellen-
streichungen“, und „in welchen 
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<< FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke bei einer Podiumsdiskussion des 
BBW.

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

4

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Oktober 2016



konkreten Bereichen jeweils 
wie viele Stellen gestrichen 
werden sollen, unter Angabe 
der betroffenen Ministerien, 
Regierungspräsidien und wei-
teren Behörden des Landes“.

Sachdienliche Hinweise auf-
grund der Stellungnahmen des 
Staatsministeriums gibt es 
kaum – Fehlanzeige. Stattdes-
sen gibt es Sätze wie jenen: 
„Zu ihrer derzeit laufenden 
Willensbildung und dem der 
Willensbildung vorangegange-
nen Prozess der Koalitionsbil-
dung hält die Landesregierung 
mit Blick auf den verfassungs-
rechtlich garantierten Kernbe-
reich exekutiver Eigenverant-
wortung eine Auskunft nicht 
für angezeigt.“ Nachzulesen ist 
dieser vielsagende Satz, der ei-
ner Ohrfeige für das Parlament 
gleichkommt, in der Stellung-
nahme des Staatsministeriums 
zu dem SPD-Antrag. Mit diesen 
Worten bügelte Staatsminister 
Murawski nicht nur die Frage 
ab, wer von den Nebenabspra-
chen zu welchem Zeitpunkt 
Kenntnis hatte, sondern auch 
die Forderung, alle Nebenab-
sprachen offenzulegen.

Auf die Nennung konkreter 
Sparmaßnahmen und der da-
zugehörigen Einsparsumme 
beziehungsweise der Stellen-
streichungen ließ sich der Chef 
der Staatskanzlei weder bei der 
SPD noch bei der FDP ein: Bei 
den Nebenabsprachen zur 
Haushaltskonsolidierung han-
dele es sich um Vorüberlegun-

gen. Die Koalitionspartner hät-
ten im Sinne eines Instrumen-
tenkastens zur Verfügung ste-
hende Optionen benannt, auf 
die aus ihrer Sicht zur Schlie-
ßung der Deckungslücke zu-
rückgegriffen werden kann. Be-
schlussvorschläge der Landes-
regierung seien dies nicht. Kon-
krete Vorschläge werde die 
Landesregierung erst dann zur 
Diskussion stellen, wenn klar 
ist, welche Instrumente in wel-
chem Umfang aus ihrer Sicht 
tatsächlich zur Anwendung 
kommen sollen. Im Übrigen 
bleibe die Entscheidungsfin-
dung den regulären Verfahren 
der Haushaltsaufstellung und 
gemeinsamen Gesprächen, wie 
beispielsweise im Rahmen der 
Gemeinsamen Finanzkommis-
sion vorbehalten.

Aufschluss darüber, in welchen 
konkreten Bereichen jeweils 
wie viele Stellen gestrichen 
werden sollen, vermitteln die 
Stellungnahmen ebenfalls 
nicht. Dazu heißt es: Die Koali-
tionspartner hätten verabre-
det, dass es keine Schonberei-
che geben soll. Verabredungen 
bezüglich der Verteilung auf 
die Ressorts oder Dienststellen 
hätten die Koalitionspartner 
nicht getroffen. Wenig konkret 
waren auch die Antworten zu 
den Fragen, die sich auf die – 

laut Presseberichten – 5 000 zu 
streichenden Stellen und die 
bereits angekündigten zusätz-
lichen Stellenschaffungen bei 
der Polizei oder in der Justiz be-
zogen. Hier räumte Murawski 
lediglich lapidar ein: „Bei der 
Umsetzung von Stellenstrei-
chungen werden Stellenschaf-
fungen gegenzurechnen sein“. 
Lapidar auch die Antworten zu 
den weiteren Fragen: Inwie-
weit durch die Einführung von 
Lebensarbeitskonten Stellen 
eingespart werden können, 
werde von der Landesregie-
rung zu prüfen sein. Oder: Wie 
die Kommunen eine Einspar-
summe von 300 Millionen Euro 
pro Jahr erbringen sollen, müs-
se in Gesprächen mit den Kom-
munen beziehungsweise im 
Rahmen der Gemeinsamen Fi-
nanzkommission diskutiert 
werden.

Keine Antwort gab es auf die 
Frage der SPD, welchen genau-
en Inhalt das in der Landtags-
drucksache 16/347 erwähnte 
Papier zu Personalfragen hat, 
wer es unterzeichnet hat und 
wer von diesem Papier und sei-
nem Inhalt zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung Kenntnis hat-
te. Stattdessen gab es den Hin-
weis, dass es sich bei diesem 
Papier um eine Verständigung 
der Koalitionspartner handle, 
wem das Vorschlagsrecht etwa 
bei der Besetzung von Gremi-
en mit Landesbeteiligung zu-
steht. Bei diesen Absprachen 
handele es sich um einen fort-
laufenden Abstimmungspro-
zess, der noch nicht abge-
schlossen ist. Über den Stand 
der aktuellen Besetzungen 
und der angedachten Beset-
zungen für die Gremien/Man-
date sowie über die zwischen 
den Koalitionspartnern verein-
barte Verteilung der Vor-
schlagsrechte für die Beset-
zung von Positionen bei den 
Landesbeteiligungen, bei de-
nen das Land ein Vorschlags-
recht besitzt, habe das Finanz-
ministerium den Landtag mit 
Schreiben von Frau Staatsse-
kretärin Dr. Splett an Frau 
Landtagspräsidentin Aras vom 
22. August 2016 informiert.�

<< Staatsminister Klaus-Peter Murawski im Haus des Beamtenbunds.

<< SPD-Fraktionschef Andreas Stoch im Haus des Beamtenbunds in Stutt-
gart.
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Konzerne, Reiche und Superrei-
che nutzen Steueroasen zur le-
galen Steuervermeidung und 
illegalen Steuerverkürzung. 
Das muss ein Ende haben. 
Denn dort sprudeln Gelder, die 
in den deutschen Haushalt ge-
hören, Gelder für Sicherheit, 
Bildung, Wissenschaft, Infra-
struktur, Kultur und vieles 
mehr, nicht zuletzt für eine 
bessere Sach- und Personalaus-
stattung in der Finanz- und 
Steuerverwaltung. 

Mit ihrem „Tag der Steuerge-
rechtigkeit – Gemeinsam.Zu-
kunft.Steuern“ hat die Deut-
sche Steuer-Gewerkschaft 
(DSTG) am 28. September 2016 
bundesweit ein Zeichen für 
mehr Steuergerechtigkeit ge-
setzt. In Stuttgart war auf dem 
Schlossplatz nahe dem Finanz-
ministerium eine Steueroase 
erblüht. Man sah Herren mit 
verdächtigen Koffern, die es 
sich am Pool gutgehen ließen, 
aber auch den ein oder ande-
ren, der mit seinem Koffer 

durchs Steuerloch schlüpfte. 
Ein Glück, dass die Verantwort-
lichen der DSTG am Ort des Ge-
schehens weilten, um sich ge-
meinsam mit Staatssekretärin 
Gisela Splett – wenn auch nur 
symbolisch – an das Austrock-
nen von Steueroasen zu ma-

chen. Splett versicherte den 
Veranstaltern, dass Steuerge-
rechtigkeit für die Landesregie-
rung oberstes Gebot sei. Die 
Bedeutung der Steuerverwal-
tung unterstrichen auch die 
Landtagsabgeordneten, die in 
der Steueroase auf dem Stutt-

garter Schlossplatz vorbei-
schauten. Steueroasen sind das 
Synonym für Steuer-Ungerech-
tigkeit. Das wollten die Veran-
stalter mit ihrer Aktion unter-
streichen und zugleich auf De-
fizite im Steuervollzug, vor al-
lem aber auf die Unverzicht-
barkeit der Finanzverwaltung 
in einem demokratischen 
Rechtsstaat aufmerksam ma-
chen. Und so sagten sie jedem, 
der in ihrer Steueroase vorbei-
kam, was in einem Staat pas-
siert, wenn Steuern nicht voll-
ständig erhoben werden, weil 
es zum Beispiel an Finanzper-
sonal fehlt, nämlich dass sich 
dann ein Teil der Steuerzahler 
seiner Pflicht entzieht. Zudem 
machten sie deutlich, was ein 
Staat nicht leisten kann, wenn 
ihm Steuern im Umfang von 
jährlich mindestens 50 Milliar-
den Euro vorenthalten werden. 
Zu guter Letzt prangerten sie 
an, dass abhängig Beschäftigte 
und Rentner jedes Jahr mithilfe 
von Risikomanagementsyste-
men vom Finanzamt überprüft 

<< Die DSTG-Landesleitung mit Landespolitikern (von links): Jochen Rupp, 
Gabriele Heise (stellvertretende Landesvorsitzende FDP), Andrea  
Gallasch, Markus Scholl, Peter Hofelich (Finanzpolitischer Sprecher SPD), 
Gisela Splett (Staatssekretärin im Finanzministerium), BBW-Vize Kai  
Rosenberger
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Mit Tag der Steuergerechtigkeit ein Zeichen für mehr Steuergerechtigkeit gesetzt

In Stuttgart anschaulich vorgeführt:  
Mit dem Geldkoffer durchs Steuerloch  
in die Steueroase



werden, während etwa mittel-
große Betriebe nur alle 15 Jah-
re mit dem Besuch des Finanz-
amtes zu rechnen haben. Der 
DSTG-Bundesvorsitzende und 
dbb Vize Thomas Eigenthaler 
hat anlässlich des Tags der 
Steuergerechtigkeit mit Nach-
druck darauf hingewiesen, 
dass eine personell gut aufge-
stellte und mit moderner EDV 
ausgerüstete Finanzverwal-
tung für einen funktionieren-
den sozialen Rechtsstaat un-
verzichtbar sei. „Steuergerech-
tigkeit fällt nicht einfach so 
vom Himmel“, sagte Eigentha-
ler in Berlin. Notwendig seien 
zum einen verständliche und 
einfache Steuergesetze mit 
wenig Ausnahmen, sodass 
beim Bürger erst gar nicht das 
Gefühl aufkommen könne, ge-
genüber dem Nachbarn be-
nachteiligt zu werden. Steuer-
schlupflöcher, Steuerflucht 
oder gar kriminelle Steuerhin-
terziehung seien hingegen Gift 
für die Steuermoral und das 
Rechtsbewusstsein der Bürge-
rinnen und Bürger. Aber auch 
der chronische Personalmangel 

in den Finanzämtern, wo bun-
desweit im Schnitt 20 Prozent 
des notwendigen Personals 
fehlten, führe direkt in die 
Steuerungerechtigkeit. „Wir 
können uns dann nicht ausrei-
chend um die kümmern, die 
sich in die Büsche schlagen 
oder um diejenigen, die die in 
Deutschland erzielten Gewin-
ne durch undurchschaubare 
Vertragskonstrukte ins Nied-
rigsteuerausland transferie-
ren“, sagte der DSTG-Bundes-
vorsitzende und fügte noch 
hinzu: „so wie die Polizei un-
verzichtbar ist für innere Si-
cherheit, so ist die Finanzver-
waltung unverzichtbar für 
Steuergerechtigkeit.“ Zudem 
erinnerte Eigenthaler daran, 
dass die rechtstreuen Steuer-
zahler für die fehlende Steuer-
gerechtigkeit am Ende aufkom-
men müssen: „Wir stehen als 
Berufsstand an der Seite aller 
ehrlichen Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler und sorgen 
damit auch für faire Wettbe-
werbsbedingungen zwischen 
den Unternehmen.“ 
�
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<< Mit dem Geldkoffer auf dem Sprung durchs Steuerschlupfloch hinein in 
die Steueroase.
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Nach zehn Jahren Föderalismusreform nicht mehr zu übersehen

Besoldung und Versorgung driften  
immer weiter auseinander
Bei der Besoldung haben bayerische Beamte die Nase vorn. Möglich wurde 
dies durch die Föderalismusreform I, die vor zehn Jahren, genauer gesagt 
zum 1. September 2006 in Kraft getreten ist. Noch kann Baden-Württem-
berg einigermaßen mithalten – „dank Vorleistungen früherer Landesre-
gierungen“, sagt BBW-Vorsitzender Volker Stich. Doch die Entwicklung der 
zurückliegenden Jahre betrachtet er besorgt.

Die Sorge kommt nicht von un-
gefähr. Seit Inkrafttreten der 
Föderalismusreform I driften 
Besoldung und Versorgung in 
den Bundesländern immer 
weiter auseinander. Gleiches 
gilt für das Dienstrecht, seit 
mit der Föderalismusreform II 
im Jahr 2009 auch dafür die 
Gesetzgebungskompetenz 
vom Bund auf die Länder über-
tragen wurde. Jetzt gibt es in 
Deutschland mit Bund und 
Ländern 17 verschiedene Ge-
setzgeber, die alle ihr eigenes 
Süppchen kochen. Das Besol-
dungsgefälle vom Süden in 
Richtung Norden ist eine Folge, 
das Abwerben qualifizierter 
Kräfte insbesondere im grenz-
überschreitenden Raum die an-
dere.

Wie haben sich die Beamten-
gehälter seit 2006 entwickelt? 
Deutlich auseinander. So über-
steigt beispielsweise das Ein-
kommen eines bayerischen Be-
amten inzwischen das seines 
Berliner Kollegen um bis zu 14 
Prozent. Auch baden-württem-
bergische Beamte sind im Ver-
gleich zu ihren Kolleginnen und 
Kollegen in Bayern und im 
Bund schlechter dran, auch 
wenn es ihnen bis jetzt noch 
besser geht als den Beamtin-
nen und Beamten in den ver-
bleibenden Bundesländern. 
Ungeachtet dieser Tatsache 
steht für BBW-Chef Stich fest: 
„Die Freigabe der Beamtenge-
hälter war ein Fehler.“ Gegen-
über dem „Staatsanzeiger“ 
räumte er zwar ein, dass Ba-

den-Württembergs Beamte 
angesichts der Gehaltssteige-
rungen unter Schwarz-Gelb bis 
2011 immer noch zu den Ge-
winnern der Föderalismusre-
form gehörten, auch wenn sie 
unter Grün-Rot von den Bayern 
überholt wurden.

Dennoch unterstützt Stich, 
wie die meisten seiner Kolle-
gen in den Landesbünden, die 
Forderung des dbb, zu einer 
einheitlichen Besoldung und 
Versorgung zurückzukehren. 
Zudem verweist er darauf, 
dass die Beamtengehälter und 
Beamtenpensionen bis Mitte 
der 1970er-Jahre schon einmal 

Ländersache gewesen seien. 
Aus Rücksicht auf die finanz-
schwachen Länder habe man 
sie dann zur Bundessache er-
klärt. Stich hält es durchaus 
für möglich, dass sich diese 
Entwicklung mittelfristig wie-
derholt.

Zufrieden ist der BBW-Vorsit-
zende mit dem Dienstrecht im 
Lande, zumal der BBW an der 
Entwicklung maßgeblich betei-
ligt war. So gilt beispielsweise 
die baden-württembergische 
Regelung zur Mitnahme von 
Pensionsansprüchen beim 
Wechsel in die Wirtschaft als 
vorbildlich.

Zur Erinnerung: Die 2006 von 
Bundestag und Bundesrat be-
schlossene Föderalismusre-
form war ein erster großer 
Schritt zur Neuordnung der Be-
ziehung zwischen Bund und 
Ländern, 2009 folgte der zwei-
te. Damit wurde die Gesetzge-
bungskompetenz für wesentli-
che Teile des Beamtenrechts 
vom Bund auf die Länder über-
tragen. Lediglich statusrechtli-
che Angelegenheiten verblie-
ben in alleiniger Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes. 
Zehn Jahre nach Inkrafttreten 
der Föderalismusreform I for-
dert der dbb für Beamte mehr 
Einheitlichkeit bei der Besol-
dung und im Dienstrecht. Die 
Forderung kommt nicht über-
raschend. Denn der dbb hatte 
bereits vor der Verabschiedung 
der Föderalismusreform ein-
dringlich vor den Konsequen-
zen gewarnt. Fakt ist, was 
Hans-Ulrich Benra, der stellver-
tretende dbb Bundesvorsitzen-
de und Fachvorstand Beamten-
politik, am 25. Mai 2016 bei der 
Eröffnung des dbb forums „Öf-
fentlicher Dienst“ sagte: „Der 
entstandene Wettbewerbsfö-
deralismus hat den Kampf um 
die besten Köpfe zwischen den 
Dienstherren befeuert, obwohl 
die wirtschaftlichen Bedingun-
gen höchst unterschiedlich 
sind. Die Folge: Finanzschwa-
che Bundesländer geraten im-
mer stärker ins Hintertreffen. 
Das darf nicht sein. Denn es 
geht hier um wesentliche Pfei-
ler der flächendeckenden Da-
seinsvorsorge wie etwa Bil-
dung, Sicherheit und eine bür-
gernahe Verwaltung.“ Letztlich 
sei dies eine Gefahr für die Ein-
heitlichkeit der Lebensverhält-
nisse in Deutschland. Und Ben-
ra warnte: Staatliche Fürsorge 
dürfe qualitativ wie quantitativ 
keine Frage der Himmelsrich-
tung sein.�
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Jahrestagung der BBW-Landesfrauenvertretung 

Wechsel an der Spitze vollzogen
Der Wechsel an der Spitze der Landesfrauenvertretung ist vollzogen. Die 
Mitglieder des Gremiums haben am 8. September 2016 im Rahmen der 
Landesfrauentagung in Stuttgart Heidi Deuschle (DSTG) zur neuen Vor-
sitzenden gewählt. Deuschle löst Margot Thoma (VdV) ab, die nach dem 
Rücktritt von Laura Wittmer zu Jahresbeginn als eine der beiden stellver-
tretenden Vorsitzenden im Vorstandsgremium kommissarisch das Amt 
übernommen hatte. 

Mit der Amtsübergabe an Hei-
di Deuschle hat sich Margot 
Thoma auch als stellvertreten-
de Vorsitzende aus dem Vor-
stand der Landesfrauenvertre-
tung verabschiedet. Daraufhin 
wählten die Mitglieder der 
Landesfrauentagung Helga 
Übelmesser-Larsen (VdV) ne-
ben Amtsinhaberin Anna Maria 
Czumbil (BDR) als weitere Stell-
vertreterin in den Vorstand. 

Mitglieder der BBW-Landes-
frauenvertretung sind die Vor-
sitzenden der Frauenvertretun-
gen der Mitgliedsgewerkschaf-
ten des BBW, die nach ihrer Sat-
zung oder besonderen Richtlini-
en eine Frauenvertretung ha-

ben. Mitgliedsgewerkschaften, 
die keine Frauenvertretung ha-
ben, entsenden als Mitglied 
eine Kollegin, die innerhalb der 
Organisation mit Gleichstel-
lungsfragen betraut ist.

Wenn es um Gleichstellungs-
fragen und hier insbesondere 
um die Belange der Frauen 
geht, kennt sich die neue Vor-
sitzende der BBW-Landesfrau-
envertretung gut aus. Das 
kommt nicht von ungefähr: 
Heidi Deuschle, von Beruf Kon-
zernprüferin beim Zentralen 
Konzernprüfungsamt Stutt-
gart, ist seit über zehn Jahren 
in ihrer Behörde als Beauftrag-
te für Chancengleichheit tätig 

und seit Oktober 2014 Landes-
frauenvertreterin ihrer Heimat-
gewerkschaft DSTG.

In ihrer Vorstellungsrede vor 
den Teilnehmerinnen der Lan-
desfrauentagung des BBW sag-
te Deuschle, was ihr wichtig 
ist: Sie kämpfe für Chancen-
gleichheit, dafür, dass Frauen 
endlich einen ihrer Leistung 
entsprechenden Anteil an Füh-
rungspositionen bekommen. 
Genauso aber setze sie sich ein 
für die Belange des Alltags, 
sprich, für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und alles 
was damit zusammenhängt. 
Wer sie kenne, der wisse, sagte 
Deuschle, dass sie sich schon 

immer für die Interessen der 
Frauen eingesetzt und auch 
unangenehme Diskussionen 
nicht gescheut habe. Seit sie 
DSTG-Landesfrauenvertreterin 
sei, habe sie dieses Aufgaben-
feld noch erweitert. So enga-
giere sie sich jetzt auch in Sa-
chen Mütterrente, sprich für 
die Verbesserung der Kinder
erziehungszeiten für Kinder, 
die vor dem 1. Januar 1992 ge-
boren wurden. Zudem habe sie 
eine Stellungnahme zum neu-
en Chancengleichheitsgesetz 
verfasst und pflege seitdem 
den Kontakt zu den frauenpoli-
tischen Sprecherinnen von den 
Landtagsfraktionen der Grü-
nen, der CDU und der SPD.

Gewerkschaftspolitisches Po-
tenzial bringt auch die neue 
Stellvertreterin in die BBW-Lan-
desfrauenvertretung mit ein: 
Helga Übelmesser-Larsen ist als 
Oberamtsrätin beim Innenmi-
nisterium beschäftigt und dort 
stellvertretende Hauptperso-
nalratsvorsitzende.�
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<< Die Mitglieder der BBW-Landesfrauenvertretung haben am 8. September 2016 Heidi Deuschle (rechts neben BBW-Chef Volker Stich) zur neuen Vorsitzen-
den des Gremiums gewählt.
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Bei solider Finanzpolitik sind die Beamtenpensionen finanzierbar

Die Zahlen sprechen eine  
deutliche Sprache
Die Versorgungsempfänger in 
Baden-Württemberg, aber 
nicht nur bei uns im Land, sind 
massiv verunsichert. Verunsi-
chert und empört deshalb, weil 
in den vergangenen Jahren und 
Monaten Informationen durch-
sickerten und von den Medien 
aufgegriffen wurden, die nichts 
Gutes verheißen. Im Jahr 2012 
erfuhren die Mitglieder im Vor-
stand des Seniorenverbands 
öffentlicher Dienst Baden-
Württemberg aus „gewöhnlich 
sehr gut unterrichteten Krei-
sen“, dass „KuK“, das heißt 
Kraft und Kretschmann, also 
Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg, gemeinsam 
überlegten, wie man die „Pen-
sionslasten für die Landeshaus-
halte“ eindämmen oder gar re-
duzieren könne. Mit der Be-
gründung, dass nur so „die 
Schuldenbremse gewuppt wer-
den könne“. 

Die einschneidenden „Son-
deropfer der grün-roten Lan-
desregierung für den öffentli-
chen Dienst in den Jahren 2011 
bis 2016“ sind noch nicht ver-
daut. Damit hat die Landesre-
gierung wohl die grundrechts-
konformen Spielräume bis an 
die Grenzen ausgeschöpft. Die 
Kriterien, die das Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe in 
seinen Urteilen für eine amts
angemessene Alimentation an-
gelegt haben, zeigen klare 
Grenzen auf, auch bei der Ver-
sorgung. Und dennoch bläst 
die neue grün-schwarze Lan-
desregierung weiter in dassel-
be Horn, nur noch viel lauter, 
konkreter und bedrohlicher: im 
Koalitionsvertrag 2016 bis 
2021, in den auf öffentlichen 
Druck im Nachhinein veröf-
fentlichten Nebenabreden zum 
Koalitionsvertrag über Mehr-
bedarfe und konsentierte Aus-
gaben und wohl auch in wei-

terhin geheimen Nebenabre-
den über strukturelle Sparmaß-
nahmen. Und die üblichen Mit-
streiter stimmen zu und unter-
stützen diese Pläne, wo sie 
können: viele Journalisten, der 
Steuerzahlerbund, Professor 
Raffelhüschen … und viele, vie-
le Stammtische. Der Beamten-
bund Baden-Württemberg und 
der Seniorenverband öffentli-
cher Dienst bereiten sich auf 
eine harte Auseinandersetzung 
vor. Beide sehen sich gut gerüs-
tet.

<< Für Transparenz und  
Sachlichkeit

Wo so viele Emotionen aufge-
baut werden, wo so viel Unsi-
cherheit, wo so massive Ängste 
entstehen, ist Transparenz und 
Sachlichkeit geboten. Der BBW 
will mit einem aktualisierten 
Positionspapier zur Beamten-
versorgung einen – hoffentlich 
auch politisch wirksamen – 
Beitrag dazu leisten. Sein Fazit: 
Eine Untersuchung des baden-
württembergischen Finanzmi-
nisteriums aus dem Sommer 
2011 (LT-Drs. 15/332) belegt, 
dass bei einem methodisch 
stringenten und differenzier-
ten Vergleich von Beamten-
pensionen und vergleichbaren 
Alterseinkünften von Rentnern 
aus einem Großunternehmen 
der Industrie die Beamten 
nicht als privilegierte Perso-
nengruppe hervorgehen. Des-
halb auch seine Position: „Die 
Beamtinnen und Beamten ha-
ben in der Vergangenheit ihren 
Beitrag zu ihrer Versorgung ge-
leistet und damit zur Entlas-
tung des Landeshaushalts bei-
getragen.“ Begründung: Das 
Bundesverfassungsgericht 
habe in seiner Entscheidung 
vom 27. September 2005  
(2 BvR 1387/023) ausdrücklich 
die Tatsache anerkannt, dass 

die in der Beamtenversorgung 
bereits durchgeführten Re-
formmaßnahmen für die Be-
amtinnen und Beamten eine 
stärkere Belastung enthalten 
als die vergleichbaren Regelun-
gen in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Neue zusätzliche 
Argumente im anstehenden 
Kampf um die Höhe des Ver-
sorgungsniveaus erhoffen sich 
BBW und Seniorenverband aus 
einem Gutachten der renom-
mierten Verwaltungswissen-
schaftlerin Prof. Dr. Gisela Fär-
ber aus Speyer. Dieses Gutach-
ten wurde im Sommer 2016 
unter maßgeblicher – auch fi-
nanzieller – Beteiligung des Se-
niorenverbands in Auftrag ge-
geben, um ein wissenschaftlich 
entwickeltes Instrumentarium 
in der Hand zu haben, mit dem 
alle geplanten zukünftigen Ein-
griffe in die Alimentation sach-
lich und solide geprüft werden 
können, ob sie mit der Verfas-
sung im Einklang stehen. Dies 
erhöht die Handlungsfähigkeit: 

politisch wie rechtlich und hof-
fentlich auch in den Medien.

<< Die Beamtenversorgung  
ist finanzierbar

Seit 2011 sind sich alle Landes-
regierungen nach den anschei-
nend „völlig überraschenden 
Ergebnissen der jeweiligen  
Kassenstürze 2011 und 2016“ 
einig: Die Pensionsverpflich-
tungen des Landes in Höhe von 
68 Milliarden Euro, so Grün-Rot 
2011, wären eine nicht verant-
wortbare „Bürde für künftige 
Generationen“. Das „notwen-
digste“ Gegenmittel: Absen-
kung der Pensionen. 

War die Überraschung der alten 
wie auch der neuen Koalitionä-
re echt oder gespielt? Die Zahl 
der Landesbeamten hat sich 
von 1960 bis 2013 um rund 
125 000 oder um circa 182 Pro-
zent erhöht, immer mit der Be-
gründung: Verwirklichung vor-
rangiger landespolitischer Ziele. 
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Die jeweiligen Regierungen und 
Oppositionsparteien wollten 
dies und wussten um die Fol-
gen. Die Zahlen stehen in den 
jeweiligen Versorgungsberich-
ten sowie in den jeweiligen mit-
telfristigen Finanzplanungen. 
Und selten haben die damali-
gen Oppositionsparteien, heute 
oft Regierungsparteien, Mäßi-
gung bei der Stellenvermehrung 
gefordert: im Gegenteil. 
Zwangsläufig steigt deshalb die 
Zahl der Versorgungsempfän-
ger des Landes von 111 117 im 
Jahr 2013 auf 152 458 im Jahr 
2050 bei einer Wiederbeset-
zungsquote von 100 Prozent. 
Diese Zahl ist aber deutlich 
niedriger als noch im Versor-
gungsbericht von 2010 errech-
net oder befürchtet: 161 300 im 
Jahr 2039. 

Die Angstmache vor explodie-
renden Pensionsausgaben ist 
fehl am Platz, da die Spitze der 
steigenden Pensionsausgaben 
bereits bewältigt wurde. Die 
knappe Verdoppelung der Ver-
sorgungsempfänger von 1995 
bis 2015 bewirkte eine Steige-
rung der Versorgungsausgaben 
um rund 177 Prozent , die sich 
damit nahezu verdreifacht ha-
ben. Bei der weiteren Entwick-
lung der Zahl der Versorgungs-
empfänger bis 2030 ist eine 
deutliche Abflachung wahr-
nehmbar. Mit einer Zunahme 
der Versorgungsempfänger um 
rund 30 Prozent ergibt sich 
eine maximale Ausgabenstei-
gerung um 66 Prozent. Be-
trachtet man die Haushalts-
entwicklung, so hat diese von 
1995 bis 2015 eine Steigerung 
um rund 71 Prozent erfahren. 
Setzt man eine entsprechende 
Steigerung auch für die Zu-
kunft voraus, werden die Ver-
sorgungsleistungen in den 
kommenden 20 Jahren voraus-
sichtlich geringer steigen als 
das Haushaltsvolumen. Fazit: 
Diese Zahlen belegen, dass die 
Versorgungsausgaben im Land 
in der Vergangenheit bei unter-
schiedlichen Konjunkturverläu-
fen und Steuereinnahmen fi-
nanzierbar waren und dies 
wohl auch aller Voraussicht 
nach in der Zukunft sein wer-

den. Und die beiden Versor-
gungsfonds – einer davon allei-
ne von der Beamtenschaft auf-
gefüllt! – stehen ja auch noch 
zur Verfügung, um zeitweilige 
Spitzenbelastungen aufzufan-
gen.

Wichtige weitere Informatio-
nen zur Beamtenversorgung, 
die in das BBW-Positionspapier 
einfließen, betreffen die Berei-
che „Gesundheitsmanagement 
und Frühpensionierungen“, „Fi-
nanzpolitische Versäumnisse in 
der Vergangenheit“, „Ökosteuer 
in die Renten- und Versorgungs-
kassen“, „Lücken in den Finanz-
checkdaten des Landes“, Steuer-
mehreinnahmen in den Versor-
gungsfonds zur langfristigen Si-
cherung der Pensionen“, „Die 
verfassungsrechtlichen Grund-
lagen: Das Alimentationsprinzip 
– Art. 33 Abs. 5 GG“, „Niedrige 
Besoldung wegen Altersversor-
gung“, „bisherige Reformen in 
der Beamtenversorgung“ und 
für einen echten „Vergleich Pen-
sionen – Rente“.

Lassen wir uns also nicht ver-
unsichern. Die Zahlen sprechen 
für uns. Wir haben gute Argu-
mente, die Realpolitiker nicht 
ignorieren können. Wir müssen 
uns für die Höhe unserer Pensi-
onen nicht schämen – im Ge-
genteil: Sie steht uns zu. Wir 
haben jeden Cent (v)erdient, 
weil wir in unserem Amt den 
staatlichen Rahmen für eine 
gedeihliche Entwicklung von 
Gesellschaft und Wirtschaft je-
den Tag gewährleistet haben. 
Wir Versorgungsempfänger 
haben unseren Amtseid, unse-
ren Teil unseres Dienstvertra-
ges erfüllt. „Pacta sunt servan-
da.“ Dieser Grundsatz gilt in 
gleicher Weise auch für unsere 
obersten Dienstherren. Und 
wenn in Baden-Württemberg 
nach Berechnungen des IFO-In-
stituts in München aus dem 
Jahr 2012 für weniger als zehn 
Prozent aller abhängig Be-
schäftigten im gesamten öf-
fentlichen Dienst nur rund 
sechs Prozent des Bruttoin-
landsprodukts ausgegeben 
werden, um die gesamte Palet-
te der kommunalen Daseins-

vorsorge, Bildung, Sicherheit, 
Steuergerechtigkeit, funktio-
nierende Parlamente, Recht-
staatlichkeit … zu gewährleis-
ten, dann müssen wir erst 
recht kein schlechtes Gewissen 
haben, wenn wir für weiterhin 
angemessen steigende Pensio-
nen und Renten für die ehema-
ligen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des öffentlichen 

Dienstes mit allen legalen und 
legitimen Mitteln kämpfen. 
Und: Wir tun das auch für die 
Nachwuchssicherung, für die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes in Zeiten des demo-
grafischen Wandels. Was wir 
Alte heute nicht bewahren 
können, werden die Jungen nie 
mehr haben.
� Waldemar Futter
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Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung 

Jetzt sollen Sozialgerichte  
Klarheit schaffen
Weil bei der Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Renten
versicherung Zeiten mit weiteren Anwartschaften auf Versorgung zum Bei-
spiel bei Beamtinnen und Beamten wegfallen, sind derzeit zwei Verfahren 
(Sozialgericht Reutlingen – S 8 R 1300/16, Sozialgericht Heilbronn –  
S 12 R 1645/16) gegen die Deutsche Rentenversicherung anhängig.
Der Grund: Mütter wie Väter 
werden von der Anrechnung 
von Kindererziehungszeiten 
ausgeschlossen, wenn sie wäh-
rend dieser Zeit aufgrund der 
für sie geltenden besonderen 
Versorgungsregelungen An-
wartschaften auf Versorgung 
im Alter erworben haben. Aus-
schlaggebend dafür ist eine 
zum 1. Juli 2014 in Kraft getre-
tene Änderung im Sozialge-
setzbuch VI. Denn § 56 Abs. 4 
Nr. 3 SGB VI besagt, dass dieser 
Personenkreis keinen An-
spruch auf Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten hat, 
wenn diese Erziehungszeit 
nach den für sie geltenden be-
sonderen Versorgungsregelun-
gen systembezogen annä-
hernd gleichwertig berücksich-
tigt wird wie die Kindererzie-
hung nach dem SGB VI. Als in 
diesem Sinne systembezogen 
annähernd gleichwertig gilt 
nach dem Gesetzeswortlaut 
eine Versorgung nach beam-
ten-rechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen oder ent-
sprechenden kirchenrechtli-
chen Regelungen.

In den beiden Fällen, die ge-
genwärtig die Sozialgerichte 
in Reutlingen und Heilbronn 
beschäftigen, sind die Kläge-
rinnen Beamtinnen, die auf-
grund früherer Beschäfti-
gungsverhältnisse oder auf-
grund eines Versorgungsaus-
gleichs nach Ehescheidung 
Anwartschaften bei der Deut-
schen Rentenversicherung ha-
ben. In dem Fall vor dem Sozi-
algericht Heilbronn hatte die 
Deutsche Rentenversicherung 
bisher im Versicherungsver-
lauf enthaltene Kindererzie-
hungszeiten und Berücksichti-
gungszeiten wegen Kinderer-
ziehung für vor 1992 geborene 
Kinder mit Wirkung ab 1. Juli 
2014 auf der Grundlage des 
geänderten § 56 Abs. 4 Nr. 3 
SGB VI aufgehoben. Gegen 
diesen Bescheid hat die Kläge-
rin Widerspruch erhoben. Im 
Fall vor dem Sozialgericht 
Reutlingen hat die Deutsche 
Rentenversicherung einen An-
trag auf Berücksichtigung der 
Kindererziehungszeiten eben-
falls vor dem Hintergrund des  
§ 56 Abs. 4 Nr. 3 SGB VI abge-

lehnt, dagegen hatte die Klä-
gerin Widerspruch erhoben. 

Bei den Klagen handelt es sich 
um sozialrechtliche Klagen ge-
gen die Deutsche Rentenversi-
cherung, die ausschließlich die 
Auslegung einer sozialrechtli-
chen Bestimmung (§ 56 SGB VI) 
zum Inhalt haben im Hinblick 
auf die Frage der Fiktion der 
Gleichwertigkeit.

Hinsichtlich der anhängigen 
Verfahren empfiehlt der BBW 
all jenen Kolleginnen und Kol-
legen, die ebenfalls einen Auf-
hebungs- und Abänderungsbe-
scheid oder einen anderen Be-
scheid erhalten haben, der sich 
auf § 56 Abs. 4 Nr. 3 SGB VI 
stützt bezüglich der Berück-
sich-tigung der Kindererzie-
hungszeiten oder Berücksichti-
gungszeiten wegen Kinderer-
ziehung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, Wider-
spruch gegen diesen Bescheid 
bei der gesetzlichen Rentenver-
sicherung einzulegen und um 
das Ruhen des Verfahrens un-
ter Verzicht auf die Einrede der 

Verjährung zu bitten. Weiter 
empfiehlt der BBW allen be-
troffenen Kolleginnen und  
Kollegen, sich mit einem 
Rechtsschutzantrag für das 
dbb Dienstleistungszentrum 
Süd-West an ihren unmittelba-
ren Mitgliedsverband zu wen-
den, um sich dort entspre-
chend beraten zu lassen.  
Betroffen sind hier insbesonde-
re Erziehungszeiten für vor 
1992 geborene Kinder. Über 
den weiteren Fortgang der Ver-
fahren werden wir berichten. 

Zur Klarstellung: Bei den anhän-
gigen Verfahren handelt es sich 
um sozialrechtliche Klagen ge-
gen die Deutsche Rentenversi-
cherung, die die Auslegung ei-
ner sozialrechtlichen Bestim-
mung (§ 56 SGB VI) zum  
Gegenstand haben. Davon zu 
trennen ist die Frage der Be-
rücksichtigung von Kinder
erziehungszeiten in der Beam-
tenversorgung. Die Forderung 
nach einer Übertragung der 
Verbesserungen bei der Anrech-
nung von Kindererziehungszei-
ten für vor dem 1. Januar 1992 
geborene Kinder durch das RV-
Leistungsverbesserungsgesetz 
(sogenannte „Mütter-rente“) 
auf die Beamtenversorgung, die 
die Landesregierung bisher 
nicht aufgegriffen hat, verfolgt 
der BBW weiter.�
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40 Jahre Arbeitsgemeinschaft Schwerbehindertenvertretung

Dank und Anerkennung für vielfältiges 
Engagement
Ministerialdirektor Julian Würtenberger hat die Arbeit der Arbeitsge-
meinschaft der Schwerbehindertenvertretungen (AGSV) bei den obersten 
Landesbehörden in Baden-Württemberg anlässlich des 40-jährigen Jubi-
läums gewürdigt. BBW-Chef Volker Stich unterstrich deren Bedeutung im 
Zusammenspiel schwerbehinderter Menschen und ihrem Arbeitgeber und 
Dienstherrn.

Die Arbeitsgemeinschaft der 
Schwerbehindertenvertretun-
gen bei den obersten Landes-
behörden Baden-Württem-
berg wurde am 25. August 
1976 von den damaligen 
Haupt- und örtlichen Vertrau-
ensmännern bei den obersten 
Landesbehörden in Baden-
Württemberg gegründet. 
Heute bildet sie den Zusam-
menschluss aller Hauptver-
trauenspersonen und Vertrau-
enspersonen bei den obersten 
Landesbehörden in Baden-
Württemberg. Zu ihren Aufga-
ben gehören die Koordinie-
rung, Beratung, Information 
und Unterstützung der 
Schwerbehindertenvertretun-
gen bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben nach dem SGB 
IX, die Förderung des Erfah-
rungsaustauschs, die Vertre-
tung der Gesamt- und ressort-
übergreifenden Interessen der 
schwerbehinderten Beschäf-
tigten in der Landesverwal-
tung, den Gerichten und den 
Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts gegen-
über der Landesregierung, den 
obersten Landesbehörden und 
dem Landtag, die Planung und 
Durchführung gemeinsamer 
Fortbildungsveranstaltungen, 
die Beteiligung an der AGSV 
des Bundes und der Länder zur 
Abstimmung und Durchset-
zung gemeinsamer Initiativen 
sowie die Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsgemeinschaft 
der Hauptpersonalratsvorsit-
zenden der obersten Landes-
behörden. Die AGSV arbeitet 

seit 40 Jahren mit hoher Sozi-
alkompetenz und Engagement 
als Partner der schwerbehin-
derten Menschen und der Ar-
beitgeber. Das hat Ministerial-
direktor Würtenberger in sei-
ner Ansprache unterstrichen. 
Die Arbeitsgemeinschaft sei 
seit vielen Jahren ein wichti-
ger Ansprechpartner für das 
Innenministerium und die an-
deren obersten Landesbehör-
den – und zwar bei allen 
grundsätzlichen und ressort-
übergreifenden Angelegenhei-
ten, die die Interessen der 
schwerbehinderten Landesbe-
schäftigten berühren. „Es ist 
wichtig, dass das Land solch 
einen kompetenten und fach-
kundigen Partner an seiner 
Seite hat“, sagte der Ministeri-
aldirektor des Ministeriums 
für Inneres, Digitalisierung 
und Migration bei der Jubilä-

umsveranstaltung am 22. Sep-
tember 2016 in Stuttgart.

<< Landesverwaltung hat als 
Arbeitgeber eine Vorbild-
funktion

In den vergangenen Jahren sei 
es dem Land als Arbeitgeber 
und Dienstherr stets gelungen, 
die gesetzliche Pflichtbeschäf-
tigungsquote von fünf Prozent 
zu übertreffen. Auch im Innen-
ressort habe die Quote in den 
vergangenen Jahren immer 
über dem Landesdurchschnitt 
gelegen. So habe die Quote im 
Geschäftsbereich des Innenmi-
nisteriums in den letzten Jah-
ren bei knapp sechs Prozent 
gelegen, im Innenministerium 
selber sogar bei über sieben 
Prozent. „Wir haben das klare 
Ziel, die gesetzliche Pflichtquo-
te auch in Zukunft zu übertref-

fen“, betonte Würtenberger. 
Schließlich habe die Landesver-
waltung als Arbeitgeber eine 
Vorbildfunktion. BBW-Chef 
Volker Stich nannte die vielfäl-
tigen Aufgaben, um die sich die 
AGSV kümmere, angefangen 
bei Beratung, der Förderung 

und Eingliederung schwerbe-
hinderter Menschen bis hin zur 
Vertretung ihrer Interessen am 
Arbeitsplatz. 

Darüber hinaus sei die AGSV 
nicht nur die Institution, die die 
Einhaltung der zugunsten 
schwerbehinderter Menschen 
geltenden Bestimmungen 
überwache, sondern darüber 
hinaus auch die Eingliederung 
dieses Personenkreises in den 
Betrieben und Dienststellen 
fördere. Mahnend wandte sich 
Stich an die Politik mit dem 
Hinweis, dass der Tarifvertrag 
zur Altersteilzeit für Schwerbe-
hinderte (TV ATZ BW) zum Jah-
resende auslaufe und forderte 
die Verantwortlichen auf, den 
Erhalt der Altersteilzeitregelun-
gen für Schwerbehinderte 
auch weiterhin tarifvertraglich 
zu sichern.�
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<< BBW-Chef Stich (Vierter von rechts) zählte zu den geladenen Gästen bei der Jubiläumsveranstaltung anlässlich 
des 40-jährigen Bestehens der Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen (AGSV).
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Brandbrief an die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen 

BSBD fordert zusätzliche Stellen  
im Strafvollzug
Der Landesvorsitzende des Bunds der Strafvollzugsbediensteten Deutsch-
lands (BSBD) hat sich mit einem Brandbrief an die Vorsitzenden der Koali-
tionsfraktionen im Landtag, Alexander Schwarz (Bündnis 90/Die Grünen) 
und Wolfgang Reinhart (CDU) gewandt, auf die unzureichende personelle 
Ausstattung in den Justizvollzugsanstalten verwiesen und zusätzliches  
Personal eingefordert.

In seinem Schreiben weist Ver-
bandschef Alexander Schmid 
darauf hin, dass das Thema Si-
cherheit in der aktuellen politi-
schen Debatte im Bund wie 
auch im Land eine große Rolle 
spiele. Das sei gut und richtig. 
Zugleich kritisiert er aber, dass 
der Strafvollzug in dieser De-
batte keine Rolle spielt. Land-
auf, landab gehe es darum, die 
Polizei zu stärken, um mehr  
Sicherheit zu gewährleisten. 
Darüber werde vergessen, dass 
beim Thema Sicherheit der 
Strafvollzug eine vergleichbar 
wichtige Rolle spiele. 

Der Ärger, mehr noch, die Be-
troffenheit, dass der Strafvoll-
zug in der politischen Debatte 
um Sicherheit kaum eine Rolle 
spielt, spiegelt der Brief von 
Alexander Schmid eindeutig 
wider: 

„Was ich und meine Kollegin-
nen und Kollegen aller Lauf-
bahnen im Strafvollzug  
Baden-Württembergs jedoch 
mehr als bedauern, ist die Tat-
sache, dass außer Justizminis-
ter Wolf, der sehr offen und 
den Mitarbeitern zugewandt 
die Problemstellungen darstellt 
und auf einen bereits durch 
eine Expertenkommission 
Strafvollzug im Jahr 2015 fest-
gestellten dringenden Hand-
lungsbedarf hinweist und auch 
klare Forderungen damit ver-
bindet, offenbar keine derarti-
ge Wahrnehmung bei den Re-
gierungsfraktionen herrscht. 
Ein Kollege meinte, dass »die 

doch nur Politik in den ver-
meintlich wichtigen, weil gro-
ßen- und somit wahlkampf
relevanten Bereichen wie den 
Lehrern und der Polizei machen 
und Randbereiche wie der 
Strafvollzug doch eh nur ver-
gessen werden«.

Sicherheit wird durch die Poli-
tik leider fast ausschließlich 
mit der Polizei verknüpft und 
großzügige Zusagen als Tatsa-
chen formuliert, da kann ich 
dem Kollegen nicht widerspre-
chen. Ich kann und will nicht 
verstehen, warum im Sinne ei-
ner echten und wirklich nach-
haltigen Sicherheitspolitik 
durch die Landesregierung und 
die Regierungsfraktionen das 
Thema Sicherheit nicht als das 
gesehen wird, was es wirklich 
ist: Das Zusammenwirken der 
Kräfte der Polizei und der Justiz 
im Lande und eine Aufgabe der 
gesamten Gesellschaft. Eine 
einseitige Verstärkung der ei-
nen Komponente Polizei macht 
keinen Sinn und verpufft in der 
Wirkung.

Ich will damit nicht die not-
wendigen Verstärkungen der 
Polizei in Abrede stellen, aber 
ganz klar zum Ausdruck brin-
gen, dass der Strafvollzug 
schon jetzt kaum mehr seinem 
gesetzlichen Auftrag nachkom-
men kann und Problemstellun-
gen wie Gewalt, psychisch  
auffällige Gefangene, subkultu-
relle gewaltbereite Organisati-
onen, unbehandelte Drogen-
karrieren, Überbelegungen 

durch einen enorm gestiegenen 
Anteil an ausländischen Gefan-
genen, Sprach- und Verständi-
gungsprobleme, Nachwuchs-
mangel, Perspektivlosigkeit für 
Bedienstete und daraus resul-
tierend enorme Fehlzeiten und 
Krankenstände sowie Über-
stundenberge uns überrollen.

Täglich erreichen mich Hilferufe 
aus dem Kreis der Kolleginnen 
und Kollegen und ich kann und 
will Ihnen daher nicht die Frage 
ersparen: Was gilt Ihnen und Ih-
rer Fraktion ein funktionieren-
der Strafvollzug und was sind 
Sie dafür bereit jetzt zu tun?

Ich bitte Sie, den Bediensteten 
im Strafvollzug diese Frage ver-

bunden mit der konkreten Aus-
sage zu beantworten, welche 
Unterstützungsmaßnahmen, 
wie zum Beispiel die Umset-
zung der Stellenforderung von 
117 Neustellen durch Minister 
Wolf, Sie damit verbinden und 
auch wirklich umzusetzen ge-
denken.

Bitte sehen Sie mir diese unge-
wöhnliche Art und Weise der 
Fragestellung nach, aber mir ist 
aus meiner täglichen Arbeit 
und 25 Jahren Erfahrung im 
Strafvollzug die Brisanz der 
Lage sehr bewusst geworden 
und ich glaube, dass wir nur 
durch Klarheit und Transparenz 
ein weiteres Abdriften der poli-
tischen Stimmung in eine fal-
sche Ecke verhindern können. 
Es gilt, das durch Aspekte wie 
die Nebenabreden zerschlage-
ne Vertrauen in die politisch 
Verantwortlichen zurückzuer-
langen. Dies ist aber kein Auto-
matismus, sondern nur durch 
vertrauensbildende Maßnah-
men zu erreichen.“�
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Ein Angebot von BBW und dbb akademie

Tarifseminar im Schwarzwald
Der BBW führt in Zusammen-
arbeit mit der dbb akademie 
vom 28. bis 30. November 
2016 (Seminar-Nr. 2016 P045 
GB) beziehungsweise vom  
30. November bis zum 2. De-
zember 2016 (Seminarnum-
mer 2016 P046 GB) jeweils ein 
Seminar zur neuen Entgelt-
ordnung im TVöD-VKA durch. 
Die Entgeltordnung im TVöD 
für den Bereich der kommu-
nalen Arbeitgeber (VKA) tritt 
zum 1. Januar 2017 in Kraft.

Die Seminare mit dem Titel 
„TVöD-VKA: Die neue Entgelt-
ordnung“ finden in Baiers-
bronn im Schwarzwald statt. 
Tagungsort ist das Waldhotel 
Sommerberg. Referent und 
Tagungsleiter der Veranstal-
tungen ist Heinz Peter 
Bergauer. Am ersten Tag der 
Veranstaltung geht es um 
Grundlagenwissen wie bei-

spielsweise die Systematik der 
Eingruppierungsvorschriften, 
um Eingruppierungsgrundsät-
ze in den §§ 12 und 13 TVöD 
(VKA) Tarifautomatik, Arbeits-
vorgang, Gesamtbetrachtung 
und um den Aufbau der EGO 
VKA. Zudem vermittelt der 
Referent einen Überblick über 
die Veränderungen/Neuzu-
ordnung von Tätigkeiten, über 
Zulagen sowie Besitzstands-
regelungen im TVÜ-VKA.

Am zweiten Tag geht es dann 
um den Aufbau und die Struk-
tur der neuen Entgeltordnung. 
Erläutert werden die Tätig-
keitsmerkmale im allgemei-
nen Teil, die neuen Entgelt-
gruppen 9 a, 9 b und 9 c, die 
Tätigkeitsmerkmale IT, die 
technische Beschäftigte (ins-
besondere Meister, Techniker, 
Ingenieure) betreffen, Tätig-
keitsmerkmale für die beson-

deren Teile der Verwaltung 
wie Krankenhäuser, Pflege- 
und Betreuungseinrichtungen 
et cetera und für sonstige Be-
schäftigte, funktionsbezoge-
ne Merkmale, persönliche An-
forderungen (Berufsab-
schluss) sowie Eingruppie-
rungsbeispiele.

Außerdem stehen die Verfah-
rensregelungen auf dem Pro-
gramm. Dabei geht es um die 
Überleitung in die neue Ent-
geltordnung und die Auswir-
kungen auf bestehende Ar-
beitsplatzbeschreibungen 
und Arbeitsplatzbewertun-
gen, es geht um die Auswir-
kungen der neuen Entgeltord-
nung auf die seit der Überlei-
tung am 1. Oktober 2005 ein-
gestellten oder 
umgruppierten Beschäftigten, 
um Antragsverfahren bis 31. 
Dezember 2017 (Anschluss-

frist), um Höhergruppierung 
bzw. um Zuordnung zur höhe-
ren EG (Rechtsfolgen/Auswir-
kungen), um Neueinstellun-
gen ab 2017 sowie um die 
Stufenzuordnung bei Höher-
gruppierung im Rahmen der 
Überleitung am 1. Januar 
2017 und bei Übertragung hö-
herwertiger Tätigkeiten ab  
1. März 2017.

Am letzten Seminartag erläu-
tert der Referent den Weg zur 
richtigen Eingruppierung. Be-
handelt werden Aufbau und 
Bestandteile einer Arbeits-
platzbeschreibung und das 
Vorgehen bei der Erstellung 
von Arbeitsplatzbeschreibun-
gen, was anhand praxisnaher 
Übungen vertieft wird. Abge-
rundet wird dieser Seminar-
teil mit aktuellen Beispielen 
aus der Rechtsprechung zum 
Eingruppierungsrecht. �

Baden-Württemberg übernimmt Vorsitz der Integrationsministerkonferenz 

Motto des Jahres:  
Integration schafft Zusammenhalt
Baden-Württemberg hat am  
1. Oktober für ein Jahr den Vor-
sitz der Integrationsminister-
konferenz der Länder (IntMK) 
übernommen. Das Vorsitzjahr 
steht unter dem Motto „Inte

gration schafft Zusammen-
halt“. Die Hauptkonferenz der 
für Integration zuständigen 
Landesministerinnen und -mi-
nister sowie Senatorinnen und 
Senatoren wird am 16./17. 

März 2017 in Friedrichshafen 
am Bodensee stattfinden. 

Sozial- und Integrationsminis-
ter Manne Lucha äußerte sich 
erfreut darüber, dass Baden-
Württemberg jetzt den Vorsitz 
der Integrationsministerkonfe-
renz innehat. Schließlich hät-
ten in Baden-Württemberg Zu-
wanderung und die erfolgrei-
che Integration vieler Zuge-
wanderter eine lange Tradition. 
Fakt sei, dass inzwischen fast 
jede vierte Bewohnerin und je-
der vierte Bewohner des Lan-
des einen Migrationshinter-
grund habe. 

Die Konferenz der für Integrati-
on zuständigen Ministerinnen 

und Minister, Senatorinnen 
und Senatoren (IntMK) ist ein 
Gremium der freiwilligen Zu-
sammenarbeit der Länder auf 
dem Gebiet der Integration. 
Des Weiteren dient sie der Zu-
sammenarbeit und Koordinati-
on mit dem Bund – unabhän-
gig von der förmlich geregelten 
Rolle des Bundesrats als Ver-
fassungsorgan. 

Die IntMK berät und beschließt 
über grundsätzliche und lände-
rübergreifende Angelegen
heiten der Integration von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Sie koordiniert und 
fördert den Austausch von In-
formationen und Erfahrungen 
zwischen den Ländern. �
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Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de
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